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ÖBB-Strecken gem Konsens:

1310 Wien Nord Rennweg - Wolfsthal (e), km

11,458 - km 12,281 und km 20,835 - km 24,794;

1970 Abzweigweiche Strecke 192 - Götzendorf

(e), km 10,550 - km 11,740;

1320 Wien Südbahnhof - Nickelsdorf Staatsgrenze
- (Hegyeshalom), km 29,797 - km 45,630;

1315 Flughafen Wien - Bruck/Leitha, Projekt-km

20,878 - Projekt-km 45,647;
1980 Bruck a.d. Leitha - Petronell Carnuntum, km

-0,067 - km 0,090;

entspricht VzG-Strecken:

118 01 Wien Hbf-Südosttangente (in

Wbf)=Staatsgrenze nächst Nickelsdorf -

(Hegyeshalom), km 29,797 - km 45,630

191 01 Rennweg (in Nw)=Wolfsthal, km 11,458 -

km 12,281 und km 20,835 - km 24,794;
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192 01 Abzww Str 19201 (in Fws)=Götzendorf (in

Goe), km 10,550 - km 11,740;
193 01 Bruck a.d.Leitha-West (in

Bl)=Streckenende 19301, km 0,018 - km 0,090;

196 01 Abzww Str 19601 (in Fws)=Bruck/Leitha

Ost, km 20,878 - km 45,647

Stellungnahme 
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Mit UVP-Genehmigungsantrag vom 10.6.2024 beantragte die Antragstellerin die

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß 88 23b, 24 und 24f UVP-G, sowie

alle für die Ausführung des Vorhabens erforderlichen bundesgesetzlichen Genehmigungen,

insbesondere die Trassengenehmigung nach 8 3 Abs 2 HIG. Im Hinblick auf das UVP-

Genehmigungsverfahren und die diesbezüglich eingelangten Stellungnahmen erstattet die

Antragstellerin nachfolgende

Stellungnahme

und führt diese wie folgt aus:

Vorbemerkung

Die Antragstellerin bekräftigt nochmals, dass sie an die guten Gespräche mit den

Standortgemeinden anknüpfen möchte und diese Gesprächsbasis auch nach

Abschluss des gegenständlichen UVP-Verfahrens weiterhin bestehen soll. Davon

abgesehen muss die Antragstellerin aber auch darauf hinweisen, dass sie

gegenständlich ein genehmigungsfähiges Projekt eingereicht hat und nur das

gegenständlich eingereichte Projekt einer Beurteilung durch die Behörde

unterzogen werden kann.

Nichtsdestotrotz ist die Antragstellerin weiterhin daran interessiert, im Einklang mit

den Gemeinden, mögliche Adaptionen des Projekts, sofern diese rechtlich,

technisch und auch wirtschaftlich darstellbar sind, weiter zu verfolgen. Wobei in

diesem Zusammenhang die Antragstellerin auch darauf hinweisen muss, dass sie

als Öffentliches Unternehmen der wWirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und

Zweckmäßigkeit verpflichtet ist.

Vorhaben der Energiewende

Klarstellen möchte die Antragstellerin, dass es sich bei dem gegenständlichen

Vorhaben ex lege um ein sogenanntes Vorhaben der Energiewende iSd 8 2 Abs 7

UVP-G handelt.

Der Gesetzgeber definierte mit der Novelle BGBl I Nr 26/2023 bestimmte UVP-

Projekte als „Vorhaben der Energiewende“. Gemäß 8 2 Abs 7 UVP-Gt fallen neben

Projekten der erneuerbaren Energien unter diesen Begriff ausdrücklich auch

1 Bundesgesetz über die Prüfung der Umweltverträglichkeit (Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000

- UVP-G 2000) StF: BGBl Nr 697/1993 idgF BGBi I Nr 35/2025.
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Eisenbahnbauvorhaben. Diese begriffliche Einordnung ist im Rahmen der UVP-

Genehmigung insofern von Bedeutung, als Vorhaben der Energiewende gemäß

& 24f Abs 4 UVP-G als in hohem öffentlichen Interessen gelten. Dieses hohe

öffentliche Interesse ist im Rahmen der Gesamtbewertung jedenfalls zu

berücksichtigen.

Wie in den Materialien festgehalten wird, soll die gesetzliche Qualifikation von

bestimmten Projekten als Vorhaben der Energiewende den geopolitischen

Herausforderungen sowie den europäischen und nationalen Bestrebungen zur

Klimaneutralität und Energiewende Rechnung tragen. Ausdrücklich festgehalten
wird außerdem:

„Der Bahnausbau ist notwendig, um die Treibhausgasemissionen durch den

Verkehr zu reduzieren und mehr Individual- sowie Güterverkehr von der

Straße auf die Schiene zu verlagern.“?

Das gegenständliche Projekt ist gemäß 8 2 Abs 7 iVm_8 24f Abs 4 UVP-G ein

Vorhaben der Energiewende und gilt ex lege als in hohem öffentlichen Interesse.

Das Vorhaben dient der Reduktion der Treibhausgasemissionen und insofern den

europäischen und nationalen Bestrebungen zur Klimaneutralität und Energiewende.

Zu den einzelnen Themenbereichen

Zu den privatrechtlichen Einwendungen

Aufgrund der wiederholenden Einwendungen? hinsichtlich der Kompensation von

wirtschaftlichen Nachteilen, dem Ausgleich von anfallenden Wertverlusten oder

Kosten von möglichen Genehmigungsverfahren sowie allfälligen

Schadenersatzansprüchen ist darauf hinzuweisen, dass keine Einwendungen iSd

Geltendmachung privatrechtlicher oder zivilrechtlicher Ansprüche erfolgt.*

Schadenersatzforderungen von Beteiligten für Schäden und Beeinträchtigungen,
deren Eintritt vom Genehmigungsantrag nicht umfasst werden, die aber trotzdem

ErIRV 1901 der Beilagen XXVIIGP, 1 f.

Vgl Einwendungen: D001; D002; D003; D004; D008; D009; D010; DO11; D013; D014; D015; DO16;
D017; D018; D019; DO20; D022; D023; D024; DO25; D026; DO28; D030; D031; D032; DO33; DO34;
DO35; D036; DO36A; D037; D038; DO40; D041; DO42; D043; D048; D049; DO50; DO51; D053; DOSS;
D057; D058; B007; Matthias Laa vom 14.1.2026; Eva und Rudol Moser vom 12.1.2026.

Hengstschläger/Leeb, AVG 8 42 Rz 32.
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nicht gänzlich ausgeschlossen werden können, sind im Rahmen des

Genehmigungsverfahrens nicht zu behandeln. Sollte der befürchtete Schaden

entgegen den Ergebnissen des Ermittlungsverfahrens später dennoch eintreten, so

wären zur Entscheidung über die Schadenersatzforderungen grundsätzlich die

ordentlichen Gerichte berufen. Dies umfasst zB auch die Entscheidung über allfällige

gerichtliche Verfahrenskosten.

Darüber hinaus sind bloße Wertminderung typischerweise Gegenstand der

zivilrechtlichen Entschädigungsberechnung und -festsetzung und im

gegenständlichen Verfahren nicht zu berücksichtigen.:

Ebenfalls ist hinsichtlich der Einwendungen®, dass auf Jagdrechte Bedacht zu

nehmen, festzuhalten, dass die Forst-, Alm-, Jagd- und Fischereiwirtschaft nicht

UVP-relevant sind. Aufgabe der UVP ieS ist es nicht, die Auswirkungen des

Vorhabens auf bestimmte Wirtschaftszweige darzustellen, sondern auf die Umwelt.

So ist zB die Wildökologie von der Jagdwirtschaft, die Waldökologie von der

Forstwirtschaft und die Fischökologie von der Fischereiwirtschaft klar zu

unterscheiden.” Dahingehend sind mögliche Verluste der Jagdwirtschaft in

nachgelagerten zivilrechtlichen Verfahren geltend zu machen.

Der UVE-Leitfaden 2019 hat auf diese Kritik reagiert und zählt - anders als der

Vorgänger-Leitfaden die „Forstwirtschaft“, die „Jagdwirtschaft“ sowie

„landwirtschaftlich und gärtnerisch genutzte Lebensräume“ nicht mehr als

Schutzgüter auf.

Dementsprechend sind sämtliche Einwendungen hinsichtlich der Kompensation von

Verlusten (zB Flächen, Bäume udgl) nicht im gegenständlichen Verfahren

mitabzuhandeln. Dies gilt ebenfalls für die Einwendungen des Herrn Matthias Laa

(D008), wenn vorgebracht wird, dass eine Absiedelung des Betriebes erforderlich

ist. Allfällige Kompensationsansprüche für Schäden an einer 50 Jahre alten

Plantane® im Burgenland sind daher auch im Zivilrechtsweg zu abzuhandeln.

Vg! BVwG 24.6.2024, W248 2273872-1.

Vgl Einwendungen D003 und D009.

Vgl Lindner/Sladek, RdU-UT 2010, 42; Siadek/Trautner/Lindner, RdU-UT 2010, 54; Schmelz/Schwarzer,

UVP-G! 8 6 Rz 35; vgl auch 8 17 Rz 72.

Vgi Einwendung DO030.
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Zu den Trassenalternativen

Die Einwenderin? bringt vor, dass das die Trassenvariante „Flughafenspange+"

unzureichend dargestellt wurde, was der Genehmigungsfähigkeit des eingereichten

Vorhabens entgegensteht.

Dazu ist anzumerken, dass für die Auswahl der gewählten Trasse, mehrere

Varianten zur Ausgestaltung des Vorhabens ausgearbeitet wurden. Wie in dem

Einreichoperat (AMP002-UV-0000AL-00-02010 FO4, Kapitel 2 ff) ersichtlich, wurden

die ausgearbeiteten Trassen aufgrund der Projektzielerfüllung geprüft. Die

verfahrensgegenständliche Trasse entsprach am besten den Projektzielen und

stellte die zufriedenstellendste Lösung zur Umsetzung des Projektes dar. Die

alternativen Trassen wurden somit anhand der maßgeblichen Zielvorgaben des

Projektes geprüft. Durch die gewählte Trassenführung und Bauweise ist eine

effiziente Ausgestaltung des Projektes, die auch dem öffentlichen Interesse

unterliegt, möglich. Auch entsprach die gegenständliche Vorhabensvariante der

zielführendsten Lösung.

Des Weiteren ist nach der ständigen Rechtsprechung’ der Gegenstand des UVP-

Verfahrens ausschließlich das vom Projektwerber eingereichte Vorhaben bzw die

eingereichte Trasse, nicht aber eine andere als die beantragte Trassenführung. Dies

insbesondere deshalb, da bei der Alternativenprüfung nach 8 1 Abs 1 Z 4 UVP-G

sich die UVP auf die von der Projektwerberin selbst geprüften Standort- und

Trassenvarianten zu beschränken hat, sodass es ihr überlassen ist, welche

Alternativen sie in Erwägung zieht. Die Alternativenprüfung nach dem UVP-G

obliegt dem Projektwerber und ist nicht Aufgabe der Behörde oder des Gerichtes. '' OÖ
Der Projektwerber muss nicht die umweltverträglichste Trassenvariante zur

Genehmigung einreichen. Auch muss und kann die Behörde mit ihren

Vorschreibungen nicht in diese Richtung wirken. Zudem wird vom VfGH?

festgehalten, dass es keinen Vorrang für Vorhaben gibt, bei denen unter

Hintanstellung der Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit ausschließlich auf die

bestmögliche Umweltverträglichkeit abgestellt würde, Durch ein Vorbringen,
wonach eine Prüfung „sinnvollerer” bzw „umweltverträglicheren” Varianten nicht

Vgl Einwendungen: Bürgerinitiative ARGE - BAHN Trautmannsdorf an der Leitha; D019 und D038.

Vgl etwa VwGH 27.11.1996, 91/03/0143; 2.5.2007, 2004/03/0203; 23.5.2007, 2005/03/0094;
19.12.2013, 2011/03/0160; 24.9.2014, 2012/03/0003.

Vgl BVwG 24.6.2024, W248 2273872-1.

VfGH 28.6.2001, V 51/00.

 



ausreichend erfolgt sei, wird eine Verletzung_konkreter subjektiver-öffentlicher

Rechte nicht aufgezeigt.

Im Zusammenhang mit Eisenbahnvorhaben hat der VwGH" darüber hinaus

festgehalten, dass im Rahmen der Alternativenprüfung vor allem die

Standortvarianten zu untersuchen sind. Nicht zu prüfen sind alternative

umweltpolitische Gesamtkonzepte und gesamtstaatiichee Fragen des

Umweltschutzes. Dem Projektwerber ist aber die Entscheidungüber die letztendlich

gewählte und der Umweltverträglichkeitsprüfung zugrunde gelegte Trasse

freigestellt.

Folglich ist der Gegenstand dieses Verfahrens daher ausschließlich das vom

Projektwerber eingereichte Vorhaben, nicht etwa eine andere als die beantragte

Trassenführung. ‚Alternativprojekte oder alternative ‚Streckenführungen sind von

der Behörde deshalb nicht zu prüfen; mit dem Vorbringen, eine Prüfung

„sinnvollerer Varianten“ sei nicht ausreichend erfolgt, _wird eine Verletzung

konkreter subjektiver-öffentlicher Rechte. nicht aufgezeigt.'*

Verfahrensgegenstand und Genehmigungsfähigkeit

Des Weiteren wurde vorgebracht”5s, dass das beantragte Vorhaben umzugestalten

und um weitere Unterlagen, wie etwa Studien zur Wertschöpfungswirkung oder

Treibhausgasemissionen, zu ergänzen sei.

Diesbezüglich ist darauf hinzuweisen, dass das UVP-Genehmigungsverfahren durch

Einbringung eines Antrages der Projektwerberin gemäß 8 24 Abs 1 UVP-G

eingeleitet wird. Mit dem Genehmigungsantrag definiert die Projektwerberin

zugleich den Prozessgegenstand, wovon die Behörde nicht abweichen darf. Erlässt

sie einen antragsbedürftigen Bescheid ohne Antrag oder überschreitet den

Antragsbegehren, nimmt sie eine Kompetenz in Anspruch, die ihr nicht zusteht und

verletzt damit einerseits das einfache Gesetz und andererseits auch das Grundrecht

auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen Richter. Hingegen liegt keine

13 VwGH 24.05.2022, Ra 2021/03/0167; 24.7.2015, 2013/07/0215.

14 Vgl VwGH 27.11.1996, 91/03/0143; 2.5.2007, 2004/03/0203; 23.5.2007, 2005/03/0094; 19.12.2013,

2011/03/0160; 24.9.2014, 2012/03/0003.

15 Vgl Einwendungen: Bürgerinitiative ARGE - BAHN Trautmannsdorf an der Leitha; D019; DO21; DO25;

DO026; D032; D037; D052; BO03; BO04; BOOS; BO06; B007; B008; B009; Gemeinde Klein-Neusiedi vom

14.1.2026; Gemeinde Fischamend vom 7.1.2026; Gemeinde Trautmannsdorf vom 5.1.2026; Gemeinde

Bruck an der Leitha vom 22.12.2025; Gemeinde Schwadorf vom 16.12.2025 sowie Gemeinde

Bruckneudorf vom 16.12.2025.
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Rechtsverletzung vor, wenn die Behörde den Bescheid auch von Amts wegen

erlassen dürfte, was gegenständlich eben nicht der Fall ist.'s

Projektgegenstand ist lediglich das beantragte Vorhaben und somit keine allfälligen

angeregten Änderungen des Projektes durch die Einwender’’. Dies insbesondere

vor dem Hintergrund, dass in dem Fall, dass in einem antragsbedürftigen Verfahren

unrichtigerweise über etwas anderes abgesprochen wird, als beantragt wurde, das

Verwaltungsgericht eine ersatziose Behebung des Bescheides vorzunehmen hat.'!®

Dass es sich im Anlassfall um ein antragsgebundenes Verfahren handelt, ist

unstrittig"®, zumal das Gesetz keine amtswegige Verfahrenseinleitung vorsieht.

Dementsprechend sind Forderungen einer Änderung der Ausgestaltung des

Vorhabens irrelevant, da weder den Einwendern? noch der Behörde eine Befugnis

zur Änderung des Projektes zusteht. Gegenständlich ist ausschließlich das

beantragte Vorhaben Antrags- und somit Beurteilungsgegenstand.

Darüber hinaus erfordert die Genehmigungsfähigkeit eines Vorhabens gemäß

817Abs5 bzw 8 24f Abs4 UVP-G eine Gesamtabwägung im Hinblick auf die

Beurteilung, ob schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, und somit

eine Prognoseentscheidung. Diese Entscheidung setzt somit eine ausreichende

Sachverhaltsermittlung - etwa durch schlüssige Sachverständigengutachten -

voraus.?! Prüfungsgrundlage bildet die vom Projektwerber vorzulegende

Umweltverträglichkeitserklärung, die eine umfassende Beschreibung des

Vorhabens und seiner Umweltauswirkungen enthalten muss.2 Nach der stRsp ist

eine für den Projektwerber positive Entscheidung nur möglich, wenn alle gesetzlich

vorgeschriebenen Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt sind. Ist eine der

Genehmigungsvoraussetzungen nicht erfüllt, ist das Genehmigungsansuchen @)

Vgl Hengstschläger/Leeb, Verwaltungsverfahrensrecht6 Rz 116.

Vgi Einwendungen: D019; DO21; D025; DO26; D032; D037; D052; B003; B004; B005; BO06; BO07;
BO08; B009; Gemeinde Klein-Neusiedi vom 14.1.2026; Gemeinde Fischamend vom 7.1.2026;
Gemeinde Trautmannsdorf vom 5.1.2026; Gemeinde Bruck an der Leitha vom 22.12.2025; Gemeinde

Schwadorf vom 16.12.2025; Gemeinde Bruckneudorf vom 16.12.2025;

Vgi Leeb in Hengstschläger/Leeb, AVG 828 VwGVG Rz 76 (Stand 15.2.2017, rdb.at).

vgi 8 24 Abs 1 UVP-G.

Vgi Einwendungen: D019; DO21; D025; DO26; DO32; D037; DO52; BOO03; B004; B005; BO06; B007;
B008; B009; Gemeinde Klein-Neusiedi vom 14.1.2026; Gemeinde Fischamend vom 7.1.2026;
Gemeinde Trautmannsdorf vom 5.1.2026; Gemeinde Bruck an der Leitha vom 22.12.2025; Gemeinde

Schwadorf vom 16.12.2025 sowie Gemeinde Bruckneudorf vom 16.12.2025.

VWwGH 21.12.2023, Ra 2022/04/0132; siehe auch bereits VwGH 20.12.2005, 2004/05/0138.

vgl 8 6 UVP-G.

 



abzuweisen, auch wenn allen anderen entsprochen wird.® Im Ergebnis muss ein

Vorhaben so geplant und eingereicht werden, dass sich daraus die zu erwartenden

Umweltauswirkungen zur Beurteilung_des Vorliegens der Genehmigungskriterien

ergeben. Die Forderung_ nach für_die_Beurteilung der Genehmigungsfähigkeit

hinausgehenden (zusätzlichen) Unterlagen ist daher mangels Notwendigkeit für die
Entscheidung .unzulässig.?*

Wiederherstellung gemäß 8 20 EisbG

Des Weiteren sind Verkehrsanlagen? oder bestehende natürliche oder künstliche

Wasserläufe (Brücken, Durchlässe), die durch Bauvorhaben an einer Eisenbahn

gestört oder unterbrochen werden, wiederherzustellen. Diese sind von der

Antragstellerin als Eisenbahnunternehmerin wiederherzustellen.?

Wiederhergestelite Anlagen sind so zu dimensionieren und auszustatten, dass die

bisherige Funktionalität -— unter Wahrung des aktuellen Standes der Technik -

aufrechterhalten bleibt. Soweit keine Funktionalität zum Zeitpunkt des Eingriffs

bestanden hat, kann auch keine Wiederherstellung erfolgen. Sonstige

anlassbezogene Änderungen der wiederherzustellenden Anlagen - insbesondere

eine Erweiterung von Kapazität oder technischer Ausstattung (zB Kapazität,

Tragkraft, Spannweite, Erschließung weiterer Nutzungszwecke etc) - sind aber als

eigenes Vorhaben des gegenbeteiligten Infrastrukturträgers von 8 20 EisbG nicht

erfasst und bedürfen einer gesonderten Rechtsgrundlage, zB einer

einvernehmlichen Regelung insbesondere hinsichtlich der Kostentragung.

Der Gesetzgeber überlässt die Festlegung der erforderlichen Maßnahmen der

zivilrechtlichen Vereinbarung zwischen dem Eisenbahnunternehmen und

Wegehaltern bzw Liegenschaftseigentümern, ohne dass _die Erteilung _der

Baugenehmigung von diesem Einvernehmen abhängt.?” Kommt eine Einigung nicht

zustande, hat die Wiederherstellung nach dem Ergebnis des

23 N. Raschauer in Ennöckl/N. Raschauer/Bergthaler, UVP-G? 8 17 Rz 6; B. Raschauer, UVP-G 8 17 Rz 9;

Madner in Holoubek/Potacs, Öffentliches Wirtschaftsrecht II, 1261; Schmelz/Schwarzer, UVP-G-ON?2.%

5 17 Rz 22 (Stand 1.7.2024, rdb.at).

Vgl Einwendung: Gemeinde Trautmannsdorf vom 5.1.2026.

Vgl VwGH 15.12.2011, 2008/03/0046: Straßen, Fuß- oder Radwege - nicht aber Teile der Eisenbahn

selbst.

Vgl zur Abgrenzung von der Auflassung oder Umgestaltung von Eisenbahnkreuzungen im Bestand VwGH

13 9.2016, Ra 2016/03/0031.

Vgl VwGH 14.11.2001, 99/03/00378.
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Baugenehmigungsverfahrens® zu erfolgen, weshalb die Eisenbahnbehörde (hier

UVP-Behörde) — unter Abwägung der öffentlichen Verkehrsinteressen - auch zu

prüfen hat, ob und wie solche Anlagen im Einzelfall umgeleitet werden oder - weil

ihre Erhaltung bzw Wiederherstellung objektiv nicht erforderlich ist oder in

geeigneter Weise nicht geschehen kann - gänzlich entfallen müssen.

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass die Projektwerberin gemäß 8 20 EisbG lediglich
zur Wiederherstellung von Verkehrsanlagen und Wasserläufen, die durch den Bau

der Eisenbahn gestört oder unbenützbar werden, nach dem Ergebnis des

eisenbahnrechtlichen Baugenehmigungsverfahrens auf ihre Kosten in geeigneter

Weise wiederherzustellen.

Dementsprechend sind die Einwendungen? zur Ausgestaltung von Geh- und

Radwegen, die nicht iSd 8 20 EisbG wiederherzustellen sind, nicht seitens der

Projektwerberin zu errichten und verfahrensgegenständlich irrelevant. Diese sind

nicht Projektgegenstand und somit auch nicht von der Projektwerberin umzusetzen.

Die Einwenderinnen® bringen vor, dass unter anderem die Funktion der

bestehenden Felddrainage nicht mit der Funktion einer Drainage im Bestand zu

verwechseln ist. Das System ist ein Ergebnis einer rund hundertjährigen Erfahrung
in der maschinellen Bewirtschaftung der örtlichen Felder und bildet die Grundlage
für eine Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flächen. Darüber hinaus wird

ausgeführt, dass durch die Errichtung der Bahntrasse, teilweise in Tieflage, ein

mehrere hundert Meter langes Wannenbauwerk, sowie weiterer Bauwerke, eine

Veränderung der Grundwassersituation und der verfügbaren Wassermengen
befürchtet wird.

Im „Maßnahmenkonzept zur Grundwasserkommunikation“ (Ordnungsnummer

316_23) wurde untersucht, wo das geplante Bauwerk bzw ein auerendes Bauwerk

eine Barrierewirkung auf das Grundwasser ausüben könnte, und es wurden

Maßnahmen zur Grundwasserkommunikation entwickelt, die Projektsbestandteil
sind und Stau- sowie Sunkeffekte vermeiden.?'

Vgi VwGH 24.2.1986, 86/10/0017; VwSig 12.049.

Vgi Einwendungen: D019; D021; DO32.

Vgl Einwendungen: D002; D004; D010; DO11; DO12; DO25; DO26; DO37; DO3B; DOS7;
Wassergenossenschaft Trautmannsdorf vom 14.1.2026; Matthias Laa vom 14.1.2026; Ing. Werner

Mayer vom 8.1.2026.

Vgl UVGA Band 3, 19.

 



Dazu führt die nicht amtliche Sachverständige für Wasserbautechnik,

Oberflächengewässer in Band 2 unter anderem auf Seite 32 des UVGA ausführlich

aus, dass im Zuge der fortgeschrittenen Planungen ein umfassendes Konzept zur

Sicherstellung der Funktionstüchtigkeit des Drainagesystems auszuarbeiten ist,

welches bestehende Systeme umfassend berücksichtigt.

Wenn die Einwenderinnen nun auch vorbringen, dass eine Kostenübernahme durch

die erfolgten Maßnahmen stattzufinden habe, ist auf die Ausführungen in Punkt 3.1.

zu verweisen.

Zu den Genehmigungskriterien des 8 24f UVP-G

Die Einwenderin? fordert die Erstellung einer Studie zu Treibhausgasemissionen

bzw eine Verbesserung der diesbezüglichen Ermittlungen, um die

Genehmigungsfähigkeit im Sinne des „Klimaschutzes“ prüfen zu können. Darüber

hinaus wird moniert, dass die Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen

die Ernährungssicherheit und somit das Schutzgut „Mensch“ beeinträchtige.

Gebot der Emissionsminimierung nach dem Stand der Technik

Nach den Materialien zur Novelle unterliegt das in 8 17 Abs 1 Z 1 bzw 8 24f Abs 2

UVP-G verankerte Gebot der Emissionsbegrenzung nach dem Stand der Technik

einer „Systemgrenze“, wonach nur direkte Emissionen der Anlage zu

berücksichtigen sind.®

Darüber hinaus ist festzuhalten, dass Treibhausgase generell - anders als andere

Luftschadstoffe, oder etwa Lärmemissionen - als solche nicht unmittelbar

gesundheitsschädlich gegenüber den Nachbarn wirken, sondern ihre nachteilige

Wirkung durch die verursachte Temperaturerhöhung mittelbar entfalten.“ Sowohl

die Rechtsprechung als auch Literatur vertreten im Hinblick auf die in 8 17 Abs 5

bzw 8 24f Abs 4 UVP-G vorgeschriebene Gesamtbewertung die Ansicht, dass aus

dem UVP-G selbst kein Maßstab zu entnehmen ist, anhand dessen beurteilt werden

kann, welche zusätzlichen Treibhausgasemissionen als vertretbar und welche als

umweltunverträglich einzustufen sind. Der Standder Technik ist daher der

Vgi Einwendungen: BI ARGE - BAHN Trautmannsdorf an der Leitha.

ErIRV 1901 der Beilagen XXVII GP, 10.

Ennöcki/Sander, Die Berücksichtigung von Aspekten des Klimaschutzes im Rahmen der

Umweltverträglichkeitsprüfung, OZW 2023, 41.

BVwG 2.8.2024, W270 2264528-1 mit Verweis auf Ennöckl/Sander, Die Berücksichtigung von Aspekten
des Klimaschutzes im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung, ÖOZW 2023, 38;

11
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maßgebliche
...

Standard zur Begrenzung der projektinduzierten

Treibhausgasemissionen, weshalb und. wie _bisher. darüber. hinausgehende

Grenzwerte auf Grundlage von 817 Abs 2 bzw 8 24fAbs1 UVP-G nicht

vorgeschrieben werden dürfen.’

Ein generelles gesetzliches Gebot, Treibhausgasemissionen zu verhindern, besteht

nach der Rechtsprechung nicht. Die vorhabensbedingte Emission von

Treibhausgasen steht der Genehmigung eines Verkehrsinfrastrukturvorhabens

daher nicht entgegen.?

Betreffend den Stand der Technik sieht 8 12 Abs 7 UVP-G infolge der UVP-

Novelle 2023 vor, dass für die Beurteilung des Standes der Technik der Zeitpunkt

des Beginns der öffentlichen Auflage maßgeblich ist. Da die bisherige Regelung des

früheren 5 16 Abs 4 UVP-G ersetzt und die neue Regelung ohne

Übergangsbestimmung in Kraft getreten ist, besteht im Sinne der effizienten

Verfahrensführung und Rechtssicherheit keine Pflicht, den Stand der Technik in

einem UVP-Verfahren laufend nachzuziehen.®

Aufgrund der vom Gesetzgeber geforderten „Systermgrenze“ sind nur direkt von der

projektierten Anlage ausgehende Emissionen bei der Beurteilung der Auswirkungen

zu berücksichtigen.Wie im_(dem_ Stand der Technik entsprechenden) Klima- und

Energiekonzept_ (ON 302) zum beantragten Vorhaben dargestellt. und. im

Umweltverträglichkeitsgutachten bestätigt, begrenzt die Projektwerberin_ die
Schadstoff- und Treibhausgasemissionen nach dem Stand der Technik. Vor diesem

Hintergrund ist die Forderung nach den Studien verfehlt, zumal es. sich

gegenständlich um ein Vorhaben der Energiewende gemäß_8 2 Abs 7 UVP-G ®)
handelt, für welches bereits die Annahme gilt, dass sie zumindest CO, einsparend
ist. Dementsprechend ist diese Einwendung unzulässig.

Baumgartner/Niederhuber, Klimaschutz und UVP, in Ennöckl, Klimaschutzrecht, 281; Altenburger in

Altenburger, Kommentar Umweltrecht (Band I), UVP-G 8 6, 37.

38 gi BVwG 8.5.2025, W109 2274852-1.

37 VwGH 24.08.2011, 2010/06/0002; ebenso BVwG 04.08.2020, W248 2205132-1; 22.07.2020,
W2204219-1; Schmelz/Schwarzer, UVP-G-ON?2-0 8 17 Rz 130 (Stand 1.7.2024, rdb.at).

33 Vgl Altenburger in Altenburger, Kommentar zum Umweltrecht? 8 16 UVP-G Rz 31.
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3.5.2. Schutzgut „Mensch“

Zum Vorbringen, das Vorhaben wirke sich auf die Ernährungssicherheit und somit

auf das Schutzgut „Mensch“ aus, ist auf die Rechtsprechung®® zu verweisen, wonach

Forst-, Jagd- oder Landwirtschaft keine selbständigen, im Rahmen des Schutzgutes

Mensch ins Gewicht fallenden, Rechtsgüter darstellen.

Diese Auslegung ergibt sich aus den in 8 1 UVP-G festgelegten Zielen der UVP,

Auswirkungen auf die Umwelt festzustellen, zu beschreiben und zu bewerten und

Maßnahmen zu prüfen, diese Auswirkungen zu verringern oder zu vermeiden.

Zweck des UVP-G ist es hingegen nicht, Auswirkungen auf andere öffentliche

Interessen hintanzuhalten. Insbesondere fallen ökonomische Interessen nicht unter

das Schutzgut „Menschen“ in 8 1 Abs 1 lit a UVP-G. Dieses umfasst den Einzelnen

und dessen Gesundheit und Wohlbefinden, nicht jedoch (indirekte) wirtschaftliche

Auswirkungen auf das Leben des Menschen.

Zur Berücksichtigung von Raumordnungsplänen und -programmen

Wird eingewendet‘, das gegenständliche Vorhaben widerspreche den geltenden

Raumordnungsplänen bzw -programm, ist auf deren Nichtanwendbarkeit im

gegenständlichen Fall hinzuweisen.

Der Kompetenztatbestand Verkehrswesen bezüglich der Eisenbahnen gemäß

Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG“ begründet eine ausschließliche Bundeszuständigkeit zur

Regelung der Errichtung von Eisenbahnen und der Vollziehung.* Die Zuständigkeit

des Bundes nach Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG ist weit zu verstehen und bereits dann

gegeben, wenn eine Eisenbahnanlage im Sinne des 8 10 EisbG*# vorliegt.*

In raumplanungs- und baurechtlicher Hinsicht ist vom Verkehrswesen bezüglich der

Eisenbahnen die umfassende Planung sowie die bauliche Herstellung und

BVwG 13.1.2026, W104 2290412-1/184E ua mit Verweis auf Siadek/Trautner/Lindner, Fischer, Jäger,

Forst- und Landwirte in der UVP, RdU 2010, 42 und 54; Schmelz, Tourismus als Schutzgut im

Genehmigungsverfahren? ecolex 2017, 617.

Vgl Einwendungen: BI ARGE - BAHN Trautmannsdorf an der Leitha.

Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) StF: BGBi Nr 1/1930 (WV) idF BGBl I Nr 194/1999 (DFB) idgF

BGBl I Nr 89/2024.

vVfSig 2685/1954; 5019/1965; 5578/1967; Zeleny, Eisenbahnplanungs- und -baurecht, 89 mwN.

Bundesgesetz über Eisenbahnen, Schienenfahrzeuge auf Eisenbahnen und den Verkehr auf Eisenbahnen

(Eisenbahngesetz 1957 - EisbG) StF: BGBl Nr 60/1957 idgF BGBl I Nr 50/2025.

VfSig 5019/1965; 5578/1967.
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Instandhaltung aller für den Betrieb der Eisenbahn erforderlichen Grundstücke und

Anlagen mitumfasst.*% Für Eisenbahnanlagen besteht somit eine umfassende

Fachplanungs- und Sonderbaurechtskompetenz des Bundes, in deren

Anwendungsbereich für landesrechtliche Regelungen kein Raum bleibt. Dies

umfasst neben der Planung, Errichtung und Instandhaltung alle für den Betrieb der

Eisenbahn wesentlichen Angelegenheiten.“ Regionale Raumordnungsprogramme

hingegen binden nur die örtliche Raumplanung, sodass auch bereits aus diesem

Grund keine Berücksichtigung stattzufinden hat.

Diesbezüglich hat der VfGH in einer jüngeren Entscheidung exemplarisch

festgehalten, dass aufgrund der Kompetenzrechtsiage das Bau- und ®)
Raumordnungsrecht der Länder auf Eisenbahnanlagen im Sinne von 8 10 EisbG

keine Anwendung findet. Bei der Errichtung von Eisenbahnanlagen kommt es daher

nichtt auf die Übereinstimmung des Vorhabens mit landesrechtlichen

Raumordnungsakten an.”

Da_gegenständlich die_Genehmiqungsfähigkeiteines Eisenbahnvorhabens geprüft
wird und somit eine ausschließliche Bundeskompetenz besteht, stelit der

Widerspruch zu landesrechtlichen Raumordnungsplänen und -programmen kein

Hindernis für die Bewilligung dar. Dies gilt insbesondere_ auch für

Raumordnungsprogramme, die nach der. Einreichung.
_

des UVP-

Genehmigungsantrages erlassen wurden.

Zur Berücksichtigung von Fremdprojekten (Kumulation)

Im Hinblick auf die Einwendungen“, wonach Fremdprojekte, wie etwa „Flughafen
Wien - Dritte Piste“ oder „B260“ zu berücksichtigen sind, verweist die

Antragstellerin auf ihre Ausführungen in der Stellungnahme vom 11.11.2025 zur

GZ: 2025-0.300.198.

vgl VwGH 13.4.1992, 92/05/0279.

VfSig 17.424/2004.

VfGH 3.10.2023, E 977/2022-27.

Vgl Einwendungen: A004.1; BI ARGE - BAHN Trautmannsdorf an der Leitha; D003; D004; BO07;
Wassergenossenschaft Trautmannsdorf vom 14.1.2026 sowie Jagdgenossenschaft Trautmannsdorf vom

8.1.2026.
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Wenn die Einwender“ weiters vorbringen, dass keine ordnungsgemäße

Kumulationsbetrachtung stattgefunden hat unter Verweis auf die Beschlüsse des

BVwG vom 16.10.2024, W118 2294814-1/17E, sowie vom 9.10.2024, W225

2276995-1/55E, ist dem zu entgegnen, dass diese Judikate auf den

gegenständlichen Fall nicht anwendbar sind.

Dies deshalb, da in diesen Verfahren zu prüfen war, ob aufgrund der Mitbetrachtung

von nicht gleichartigen Vorhaben die relevanten Schwellenwerte für die

Durchführung einer Einzelfallprüfung erreicht werden. Gegenständlich wird jedoch

ein UVP-Genehmigungsverfahren durchgeführt, sodass dieses Vorhaben irrelevant

ist.

Zu den Schleppkurven

Der Einwender® bringt vor, dass die Einfahrt mit landwirtschaftlichen Maschinen

nicht mehr möglich wäre, da die Zufahrt über die Friedhofgasse essenziell sei und

die südliche Ausfahrt (Richtung Alleegasse) aufgrund enger Radien und Winkel nicht

befahrbar wäre, insbesondere durch abgestellte Fahrzeuge. Überdies wird seitens

des Einwenders auch vorgebracht, dass bereits zum jetzigem Zeitpunkt eine

Zufahrt über die Friedhofgasse 8 nicht möglich sei.

Dazu ist grundsätzlich festzuhalten, dass gemäß 8 24 Abs 3 Z lit d StVO! das Halten

und Parken auf Fahrbahnen mit Gegenverkehr verboten ist, wenn nicht mindestens

zwei Fahrstreifen für den fließenden Verkehr freibleiben.®2 Dementsprechend muss

ein Fahrstreifen jedenfalls eine Breite von 2,60 m (maximale Kfz-Breite gemäß 8 4

Abs 6 KFG) aufweisen, dh, es müssen mindestens 5,2 m frei bleiben.

Dementsprechend besteht gemäß 5 24 Abs 3 lit d StVO bereits ein gesetzlich

vorgeschriebenes Parkverbot. Eine Abhandlung im gegenständlichen Verfahren ist

somit nicht erforderlich und auch nicht _zulässig, da qgegenständlich keine

Projektmaßnahmen eine Änderungder Straße, welche zu einem Parkverbot führen

würde, beinhaltet.

Vgl Einwendungen: D003; D004; B007; Wassergenossenschaft Trautmannsdorf vom 14.1.2026;

Jagdgenossenschaft Trautmannsdorf vom 8.1.2026.

Vgl Einwendung DO08.

Bundesgesetz vom 6. Juli 1960, mit dem Vorschriften über die Straßenpolizei erlassen werden

(Straßenverkehrsordnung 1960 - StVO. 1960). StF BGBl. Nr. 159/1960 idF BGBl. I Nr. 52/2024.

Vgl Koller in Kaltenegger/Koller/Vergeiner (Hrsg), Die österreichische Straßenverkehrsordnung (48. Lfg

2024) 8 24 StVO Rz 187.
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Dabei ist auch darauf hinzuweisen, dass die Projektwerberin lediglich Maßnahmen

umzusetzen hat, die durch das gegenständliche Vorhaben erforderlich werden. Wie

bereits vom Einwender selbst vorgebracht, besteht bereits jetzt ein

Zufahrtsproblem, welches lediglich jetzt durch die Antragstellerin gelöst werden

sollte, um - wie selbst vorgebracht - nicht die Anrainer in Unmut zu stimmen.

Gerade dafür gibt es aber keine gesetzliche Grundlage. Da - wie bereits ausgeführt
- bereits aufgrund des 8 24 Abs 3 lit d StVO ein Parkverbot besteht und das

gegenständliche Vorhaben zu keiner Verschlechterung der vorliegenden Situation

führt, ist dieses Vorbringen irrelevant.

In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, dass Fahrzeuge, auch

landwirtschaftliche Fahrzeuge, gemäß 8 4 Abs 6 Z 2 lit c KFG® eine Breite von 2,55
m aufweisen. Überschreitet ein Fahrzeug - wie gegenständlich mit einer Breite von

4,05 m - diese Breite, ist eine entsprechende Bewilligung gemäß 5 39 KFG zu

erwirken. Für landwirtschaftliche Fahrzeuge, welche It. Typenschein bzw.

Einzelgenehmigung eingeschränkt zugelassen sind, werden vom Amt der NÖ

Landesregierung Bewilligungen gemäß 8 39 KFG erteilt (Routengenehmigung). Mit

Erlangen dieser Routengenehmigung können - unter Einhaltung der darin

vorgeschriebenen Auflagen - alle Landesstraßen B+L in Niederösterreich sowie

Gemeindestraßen in den unten angeführten Gemeinden, bei Einhaltung aller gemäß
STVO 1960 in der geltenden Fassung kundgemachten Verkehrsbeschränkungen

(z.B.: Gewichtsbeschränkungen), befahren werden.

Da gegenständlich nicht bekannt ist, ob der Einwender über eine derartige

Routenbewilligung für landwirtschaftliche Fahrzeuge verfügt, kann nicht

ausgeschlossen werden, dass diese Fahrzeuge, welche die zulässige Breite gemäß

& 4 Abs 6 KFG übersteigen, unzulässig sind.

Die Projektwerberin hat zur besseren Darstellung auch in Beilage ./ 12 noch einen

Plan im Maßstab 1:200 vorgelegt, aus. der_die Zufahrtsmöglichkeiten. klar

hervorgehen.

Des Weiteren wurden von dem Einwender Matthias Laa (D008) Alternativen

eingereicht, welche weder während der Verhandlung vorgelegt noch

Verhandlungsgegenstand waren. In diesem Zusammenhang ist auch darauf

hinzuweisen, dass gemäß 8 14 Abs 1 UVP-G sämtliches und vor allem neues

Vorbringen während der festgelegten Frist der UVP-Behörde einzubringen waren.

53 Bundesgesetz vom 23. Juni 1967 über das Kraftfahrwesen (Kraftfahrgesetz 1967 - KFG. 1967) StF BGBi.

Nr. 267/1967 idF BGBl. I Nr. 98/2025.
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Neues Vorbringen, welches nicht während dieser Frist eingebracht wurde, ist als

verspätetes Vorbringen_ im Verfahren anzusehen und nicht mehr zu

berücksichtigen.

Zur Kumulierung unterschiedlicher Lärmquellen

Des Weiteren wurde vorgebracht, dass sehr wohl unterschiedliche Lärmquellen

(Bahnlärm, Straßenlärm udgl) miteinander zu kumulieren sind.

Dazu ist anzumerken, dass gemäß 8 24 UVP-G die Zumutbarkeit einer Belästigung

bei Bestehen besonderer Immissionsschutzvorschriften nach diesen Vorschriften zu

beurteilen ist. Die Beurteilung unterschiedlicher Lärmarten (Schienenverkehrslärm,

Straßenverkehrslärm, Gewerbelärm, Baulärm, Fluglärm, etc.) erfolgt in Österreich

entsprechend dem Stand der Technik nach jeweils eigenen besonderen

Immissionsschutzvorschriften. Dies ist unter anderem aufgrund der

unterschiedlichen Geräuschcharakteristik und Geräuschzusammensetzung

unbedingt erforderlich. Die Einhaltung der besonderen Immissionsvorschriften

entsprechend 8 24 UVP-G wurde unter Berücksichtigung aller dazu erforderlichen

Maßnahmen geprüft und plausibilisiert. Diese getrennte Bewertung verschiedener

Lärmquellen wurde bereits vom BVwG in seinen Entscheidungen bestätigt. In einer

Entscheidung zu einer Verkehrsinfrastruktur führte das BVwG aus, dass die

Lärmauswirkungen für jede Lärmquelle gesondert nach den jeweils anwendbaren

besonderen Immissionsschutzvorschriften zu bewerten sind. In der Entscheidung

zur „51 Spange Seestadt Aspern" vom 4.8.202055 stellte das BVwG klar, dass die

Beurteilung der Zumutbarkeit einer Belästigung nach den jeweils anwendbaren

Immissionsschutzvorschriften erfolgen muss.$ Eine Kumulierung von

Lärmimmissionen unterschiedlicher Lärmquellen untereinander und deren

Bewertung anhand eines Gesamtlärmkriteriums, ist entsprechend dem aktuellen

Stand der Technik in der Lärmwirkungsforschung nicht möglich.”

Zum Fremdprojekt B260

Das gegenständliche Vorhaben stellt das eingereichte Projekt dar. Die

Projektwerberin hat in dieser Planung, so weit als möglich, das Fremdprojekt B260,

vg! BVwG 13.1.2026, W104 2290412-1; 26.11.2014, W102 2000176-1.

vgl BVwG 4.8.2020, W248 2205132-1.

vgi BVwG 4.8.2020,

Vgl UVGA Band 3 S 196f.
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welches nicht von der Projektwerberin geplant wird, berücksichtigt. In diesem

Zusammenhang ist anzumerken, dass das Vorhaben der B260 als Fremdprojekt zu

bewerten ist, welches nicht in der Dispositionsbefugnis der Antragstellerin liegt, dh

die Projektwerberin keinen Einfluss auf die Ausgestaltung des Fremdprojektes,
deren UVP-Genehmigungsverfahrens sowie der Umsetzung des Vorhabens hat.

Daher wurden die Anschlüsse von geplanten Bahnhöfen ausschließlich über das

Fremdprojekt B260 aus dem Umstand, dass es sich hier um ein eigenständiges und

getrenntes Projekt, für welches ein eigenständiges UVP-Verfahren durchzuführen

ist, handelt, nicht geplant. Dies vor allem, um einen Anschluss nach Fertigstellung

des gegenständlichen Vorhabens gewährleisten zu können. Da das Vorhaben B260

nicht vom gegenständlichen Vorhaben umfasst ist, ist es gegenständlich nicht zu

beurteilen.

Hinsichtlich der verkehrlichen Anbindung Verkehrsstation Enzersdorf an der Fischa

ist anzumerken, dass im gegenständlichen Vorhaben die Errichtung eines

Regionalbahnhofs im Raum Schwadorf / Enzersdorf an der Fischa vorgesehen ist.

Dies bedarf auch der Neugestaltung der Verkehrsanbindungen (Öffentlicher
Verkehr, MIV, Fahrrad und Fußgänger), der Vorplätze, Park & Ride Anlagen,

Bushaltestellen sowie Erschließungsbauwerke. Der gesamte Zugangsbereich wird

attraktiv gestaltet. Unter der großzügigen Überdachung werden sämtliche

Funktionen für sämtliche Mobilitätsteilnehmer als auch für technische Infrastruktur

vereint. Durch diese Maßnahmen ist die Erreichbarkeit der geplanten

Verkehrsstation Enzersdorf an der Fischa für alle Arten von Verkehren (MIV, ÖPNV

und aktiver Verkehr) ausreichend gewährleistet.

Zur wasserrechtlichen Bewilligung des Kraftwerkes der Polsterer Kerres

Ruttin Holding (PKR) GmbH (D013)

In der Einreichunterlage 490 ist Folgendes vorgesehen:

„Zusätzliche Maßnahmen im Inundationsgebiet

Die bestehende Begleitweg am rechten Ufer wird entsprechend dem Gefälle

auf eine Höhe von 159,95 m.ü.A. bis 159,50 m.ü.A. gleichmäßig angepasst.
Dadurch wird auch weiterhin gewährleistet, dass die Überflutungsflächen sich

gegenüber dem Bestand nicht verändern.

Zusätzlich werden bei Fluss-km 11,380 und Fluss-km 11,480 Rohrdurchlässe

errichtet, um derzeit das rein durch das Grundwasser gespeiste Augebiete
neu zu dotieren. Dafür wird jeweils ein Einlaufschacht und ein Auslaufschacht

 



platziert die mit einem Rohr DN250 und einem Gefälle von 3 %o verbunden

sind. Der Einlaufschacht ist mit einem Rechen, Stababstand 10 cm, einer

Schwimmergesteuerten Drossel und einem Spindelschieber ausgestattet. Der

Rohrdurchlass ist bei MQ teilgefüllt, was eine konstante Dotierung des

Auwaldes mit 10 I/s ermöglicht. Das entspricht einer Rohrfüllung von 10 mm.

Bei höheren Wasserständen wird der Durchfluss durch die

schwimmergesteuerte Drossel unterbrochen.

Durchlass 1 Fluss-km 11,480

Der Wasserstand bei MQ entspricht 158,83 m.ü.A. Die Sohle des Einlaufes des

Rohrdurchlasses wird auf 158,73 m.ü.A platziert. Der maximal zulässige

Abfluss wird durch die Drossel auf 10 l/s geregelt. Im Falle eines HQ30-

Abflussereignisses wird der Durchfluss unterbrochen.

Durchlass 2 Fluss-km 11,380

Der Wasserstand bei MQ entspricht 158,81 m.ü.A. Die Sohle des Einlaufes des

Rohrdurchlasses wird auf 158,71 m.ü.A platziert. Der maximal zulässige

Abfluss wird durch die Drossel auf 10 I/s geregelt. Im Falle eines HQ30-

Abflussereignisses wird aufgrund des Wasserstandes der Durchfluss

unterbrochen.“

Die Projektwerberin erklärt, diese Maßnahmen so durchzuführen, dass der Bescheid

vom 19.6.1953, L.A. III/1-646/7 u. 106/1-1953, berücksichtigt wird.

Keine gleiche fachliche Ebene

Darüber hinaus ist festzuhalten, dass einem schlüssigen

Sachverständigengutächten mit bloßen Behauptungen, ohne Argumentation auf

gleicher fachlicher Ebene, in tauglicher Art und Weise nicht entgegengetreten

werden kann. Ein von einem tauglichen Sachverständigen erstelltes, mit den

Erfahrungen des Lebens und den Denkgesetzen nicht in Widerspruch stehendes

Gutachten kann in seiner Beweiskraft nur durch ein gleichwertiges Gutachten

bekämpft werden.5®

58 Vgl VwGH 21.12.2023, Ra 2022/04/0150.
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Gegenständlich werden seitens der Einwender‘® weiterhin überwiegend nicht

begründeten Behauptungen der Nichterfüllung von Forderungen sowie Vorliegen

von erheblichen, belastenden oder beeinträchtigenden Umweltauswirkungen,

vorgebracht. Diese Vorbringen erfolgen nicht auf der von der Rechtsprechung®®

geforderten gleichen fachlichen Ebene, sodass bereits aus diesem Grund die

genannten Punkte für das Vorhaben, insbesondere nach fachlicher Beurteilung der

behördlich bestellten Sachverständigen, als unbegründet zu betrachten sind.

Zur öffentlichen Auflage

Überdies wird vorgebrachts', dass die Beteiligung der Öffentlichkeit zu spät im

Verfahren erfolgt sei und auf unvollständigen Umwelitverträglichkeitsunterlagen

basieren würde, sowie wichtige Informationen wie aktuelle Daten zu betroffenen

Arten, Grundwasserverhältnissen und Alternativen nur unzureichend öffentlich

verfügbar wären und dies einen Verstoß gegen die Aarhus-Konvention darstellen

würde.

Dazu ist festzuhalten, dass die Öffentliche Auflage gemäß 8 9 UVP-G der Herstellung

eines großen Maßes an Publizität dient. Die möglicherweise betroffene Öffentlichkeit

soll sensibilisiert werden. Damit wird die Zahl jener Personen, die sich im Verfahren

beteiligen können, erhöht.

Ein Zeitpunkt, wann die Öffentliche Auflage durchzuführen ist, ist nicht

vorgeschrieben. Es sind lediglich die Einreichunterlagen (Genehmigungsantrag,

Vorhabensbeschreibung und die sonstigen nach den Materienvorschriften

erforderlichen Unterlagen sowie die UVE) öffentlich aufzulegen.®@ Dementsprechend

geht der Einwand, dass die Öffentlichkeit zu spät einbezogen worden wäre ins

Leere, da es der Behörde obliegt, wann eine öffentliche Auflage durchgeführt wird.

Vgl! Einwendungen: D003; D005; D006; D007; D008; D009; DO0SA; D012; DO15; D016; D017; D018;
D019; D022; DO23; D024; D025; D0O26; D028; D029; D030; DO31; DO32; D033; D034; D035; DO36;
D037; DO36A; D038; DO39; DO41; DO042; DO043; D044; DO45; D046; D047; DOATA; DO48; DO49;
D050; D051; D052; D053; D055; D056; DO57; D058; B003; B004; B005; B006; B007; BO08; 8009;
Bürgerinitiative ARGE - BAHN Trautmannsdorf an der Leitha; Gemeinde Klein-Neusiedi vom 14.1.2026;
Wassergenossenschaft Trautmannsdorff vom 14.1.2026; Matthias Laa vom 14.1.2026;
Jagdgenossenschaft Trautmannsdorf vom 8.1.2026; Ing. Werner Mayer vom 8.1.2026; Gemeinde

Fischamend vom 7.1.2026; Gemeinde Trautmannsdorf vom 5.1.2026; Gemeinde Bruck an der Leitha

vom 22.12.2025; Gemeinde Schwadorf vom 16.12.2025; Gemeinde Bruckneudorf vom 16.12.2025.

Vgl VwGH 18.5.2016, Ra 2015/04/0093,

Vgl Einwendung: DO38.

Vg! Schmelz/Schwarzer, UVP-G-ON2-° 8 9 Rz 27.
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Darüber hinaus steht es jedermann zu, zum Vorhaben eine schriftliche

Stellungnahme abzugeben. Dies unter Einhaltung einer mindestens sechswöchigen

Frist. Dementsprechend kann jedermann auf die Sachverhaltsermittlung im

Verfahren Einfluss nehmen..$ Diese Stellungnahmemöglichkeit besteht so lange, als

das Vorhaben öffentlich aufliegt. Da die Auflagefrist von der Behörde gemäß 8 9

Abs 1 UVP-G mit mindestens 6 Wochen zu bemessen ist, ergibt sich erst aus der

Kundmachung, wie lange die Stellungnahmefrist im konkreten Fall ist. Eine

Verletzung der Aarhus Konvention ist somit nicht erfolgt, dass entsprechend den

Vorgaben des UVP-G als auch den Vorschriften der SUP die Öffentlichkeit beteiligt

wurde.

Da _ jedermann während der öffentlichen Auflagein die Unterlagen Einsicht nehmen

konnte und seine Bedenken schriftlich mitteilen konnte, diese zudem umfassend im

UVGA abgehandelt. werden, werden die Vorgaben der Aarhus-Konvention nicht

verletzt.

Eignung der Maßnahmenflächen für Feldhamster

Hinsichtlich des im UVGA und auch in der Stellungnahme der Umweltanwaltschaft

angesprochenen Auftrags an Frau Dr. Karin Enzinger ist festzuhalten, dass es richtig

ist, dass die Projektwerberin Frau Dr. Enzinger beigezogen hat, um den

Fachbeitragsersteller hinsichtlich der Ausführungsplanung für die Themenbereiche

Ziesel- und Feldhamster zu beraten.

Die diesbezüglichen Erkenntnisse flossen zum Teil bereits in die gegenständliche

Einreichplanung sowie insbesondere die Planung für die Einreichung für das 2.

teilkonzentrierte Genehmigungsverfahren bei der Landesregierung ein.

Hinsichtlich des Schutzes des Feldhamsters darf auch auf die artspezifische

Maßnahme im Projekt verwiesen werden:

„Ein Jahr vor Baubeginn erfolgt eine artspezifische Kontrolle potentieller

Lebensräume des Feldhamsters durch die Umweltbaubegleitung, eine

allfällige Absiedlung von Tieren aus dem Baubereich im Zeitraum März-April

bzw. August-September, um keine säugenden Mütter zu gefährden. Vorab

werden in ausreichender Anzahl geeignete Kleintierhabitate auf ungestörten

Ausgleichsmaßnahmen im funktionalen Zusammenhang errichtet

(mindestens 20 Stk. mit je 5 Metern Länge), bei denen die Feldhamster

vg! 8 9 Abs 5 UVP-G.
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angesiedelt werden können. In der Anfangszeit werden die Tiere -

insbesondere bei Herbstfängen - regelmäßig ergänzend gefüttert, um sie an

den neuen Standort zu gewöhnen.“%

Die Einlage 314_01 FB Biologische Vielfalt Tiere und deren Lebensräume (Bericht

samt Beilagen, TBK 2025) stellt für die Betriebsphase für jeden Teilraum die zu

erwartenden Flächenverluste von Lebensräumen wertbestimmender Tierarten dar.

Spezifisch für den europaweit geschützten Feldhamster (Cricetus cricetus) werden

überwiegend Offenlandhabitate (Typ ökologische Mischfläche mit geringem

Gehölzanteil) geplant.

Wie vom Sachverständigen festgehalten, sind die im Projekt enthaltenen

Maßnahmen auch für den Feldhamster geeignet.

Es handelt sich dabei um Maßnahmentypen die in den Bestand integrierte Gehölze

etwa Strauchgruppen, Einzelbäume und Feldgehölze mit ausgedehnten
Wiesensäumen und hohem Randlinienanteil vorsehen.

Damit stehen durch das Projekt künftig umfassende Lebensräume und

Vernetzungselemente (Mischflächen und Trockenwiesen) für den europäischen
Feldhamster zur Verfügung.

Änderung von Waldstrukturverbesserungsmaßnahmen

Durch die Verunmöglichung der Umsetzung einer ®)
Waldstrukturveränderungsmaßnahme auf der in ÖK-16 im Maßnahmenkatalog in

Band i des UVGA, sind auch die im Rodungsoperat dargestellten

Waldstrukturverbesserungsmaßnahmen entsprechend zu adaptieren. Die

Projektwerberin legt dazu einen Plan (Beilage ./14) für eine

Ersatzaufforstungsfläche im Bereich der Fischaquerung (BO2-öWd-f-04) mit einer

Flächengröße von 1.910 m? auf dem Grundstück Nr. 882, EZ 78 in der KG

Schwadorf vor.

Leitstrukturen im Bereich der Wildbrücke

Auf Basis der von den nicht amtlichen Sachverständigen für Agrarwesen, Boden

und Fläche, Forstwesen, Wald- und Wildökologie sowie Ökologie in der mündlichen

84 vg! Einlage 313_04, Seite 235.
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Verhandlung vorgebrachten Stellungnahme zur Forderung nach der Änderung der

Anordnung von Leitstrukturen im Bereich der Wildbrücke zwischen Sarasdorf und

Wilfleinsdorf werden zur Verminderung der Beanspruchung von landwirtschaftlichen

Flächen die Leitstrukturen nördlich der geplanten Wildbrücke adaptiert. Dazu wird

von der Projektwerberin ein Lageplan der geänderten Leitstrukturen vorgelegt

(Beilage ./13).

Tränkeinrichtungen für Wildtiere

Im Projekt ist die Schaffung von mehreren Kleingewässern (insbesondere entlang

der Fischaquerung als auch entlang der geplanten Trasse der Flughafenspange) zur

Aufwertung des Lebensraums für aquatische und semi-aquatische Organismen

vorgesehen. Diese Kleingewässer sind auch als Tränkmöglichkeiten für die im

Vorhabensgebiet vorkommenden Wildtiere geeignet.

Zur Parteistellung der „DIE GRÜNEN BRUCK UND WILFLEINSDORF“

Vorweggenommen wird darauf hingewiesen, dass die Einwendungen der

Einwenderin (D052) „DIE GRÜNEN BRUCK UND WILFLEINSDORF“ unzulässig sind.

Dies deshalb, da Einwendungen an subjektive öffentliche Rechte anknüpfen.

Ein subjektives öffentliches Recht bezeichnet die dem Einzelnen kraft öffentlichen

Rechts verliehene Rechtsmacht, vom Staat zur Verfolgung seiner Interessen ein

bestimmtes Verhalten zu verlangen. Potenzielle Verletzungen subjektiver Rechte

können sich aus den einfachen Gesetzen, dem Verfassungsrecht (Grundrechte)

oder dem Unionsrecht ergeben.®

Die Materienvorschriften — so auch das UVP-G - bestimmen, welchen Personen ein

sogenanntes subjektiv-öffentliches Recht eingeräumt wird (maW: wer also an der

Sache vermöge eines Rechtsanspruches oder eines rechtlichen Interesses beteiligt

ist). Ob einer Person in einem UVP-Verfahren Parteistellung zukommt, ist

demgemäß anhand der Bestimmungen des UVP-G zu beurteilen:

Die Parteistellung im Rahmen eines UVP-Verfahrens ergibt sich aus 8 19 Abs 1 UVP-

G 2000. Obwohl diese Bestimmung nicht abschließend ist, genießen politische

Parteien und sonstige Vereinigungen im UVP-Verfahren keine privilegierte Stellung,

85 Pabel in Korinek/Holoubek/Bezemek/Fuchs/Martin/Zellenberg, Österreichisches

Bundesverfassungsrecht (18. Lfg 2023) zu Artikel 132 B-VG Rz 7.

66 Hengstschläger/Leeb, AVG $ 8 Rz 2 ff.
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insbesondere sind sie keine Umweltorganisationen im Sinne des 8 19 Abs 1Z 7 leg

cit. Daraus folgt, dass die Beschwerdeführerin allenfalls als juristische Person

berechtigt ist, subjektiv-Öffentliche Rechte gemäß 8 19 Abs 1 Z 1 (und Z 2) als

Nachbarn geltend zu machen.

Die am 18.6.2025 eingebrachten Einwendungen wurden unmissverständlich von

„DIE GRÜNEN BRUCK UND WILFLEINSDORF“, vertreten durch Herrn Roman Kral,

eingebracht. Diese ist als Verein / Partei eine juristische Person. Juristische

Personen können durch ein Vorhaben allerdings niemals persönlich gefährdet oder

belästigt werden.® Darüber hinaus können juristische Personen nur im eigenen

Namen als Nachbar auftreten, wodurch gegenständlich eine Parteistellung im (®)
Namen etwaiger Dienstnehmer der „DIE GRÜNEN BRUCK UND WILFLEINSDORF“

nicht beansprucht werden kann.

Juristische Personen können lediglich einen Eigentumseingriff bzw. die Verletzung

dinglicher Rechte geltend machen. Die Einwenderin bringt allerdings (sinngemäß)

lediglich vor, dass die im Projekt abgebildeten Lärmschutzmaßnahmen in

Bruck/Leitha, Wilfleinsdorf und Bruckneudorf beträchtlich unter den Maßnahmen in

Sarasdorf und Trautmannsdorf lägen und somit für die betroffenen Menschen in

Bruck und Wilfleinsdorf untragbar seien. Darüber hinaus wird vorgebracht, dass die

geplante Wendeanlage zwischen Bruckneudorf und Parndorf entfallen solle sowie

eine Überarbeitung / Neuauflage der Projektunterlagen notwendig wäre, um den

Zielen des UVP-G gerecht zu werden, da Schallmessungen im Projekt nahezu 5

Jahre alt wären und somit untauglich für eine Prognoseberechnung seien. Diese

Einwände stellen weder einen Eigentumsangriff noch eine Verletzung dinglicher
Rechte dar und sind somit nicht rechtserheblich.

Die Einwendungen der „DIE GRÜNEN BRUCK UND. WILFLEINSDORF“ sind somit

gegenständlich nicht zu beachten.

EW 03 und EW 05

Hinsichtlich der Maßnahmenvorschläge EWO3 und EWOS legt die Antragstellerin
noch Planbeilagen (Beilagen ./15 und 16) zur Veranschaulichung der Führung des

67 US 11. 06. 2010, 1A/2009/6-142 Heiligenkreuz; N. Raschauer in Ennöckl/Raschauer/Bergthaler, UVP-

G: Kommentar? (2013) zu $ 19 UVP-G 2000 Rz 106; Schmelz/Schwarzer, UVP-G-ON 1.00 8 19 UVP-G

Rz 203 (Stand 1.7.2011, rdb.at).

68 US 08.09.2005, 4B/2005/1-49, Marchfeld Nord; Schmelz/Schwarzer, UVP-G-ON 1.00 8 17 UVP-G Rz

121 (Stand 1.7.2011, rdb.at).

 



provisorischen Wirtschaftswegs bei km 2,766 und der provisorischen

Industriestraße bei km 5,509 vor.
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